
 

 

Martin Schenk, Sozialexperte. 

 

Der Normsturz 
Die sozialen Probleme werden größer. Und die schlechte Sozialhilfe kann sie nicht lösen. 
Die Krise zeigt, wie wichtig jetzt eine gute Mindestsicherung wäre, statt einer schlechten 
Sozialhilfe, die Menschen in Existenznöten und Notsituationen nicht trägt.  

 

In Ober- und Niederösterreich können wir gerade beobachten, wie die neue Sozialhilfe 
versagt:  

Nämlich Menschen, die ohnehin wenig haben, krisenfest abzusichern. Oberösterreich und 
Niederösterreich haben das Sozialhilfegesetz als einzige bereits eingeführt. Das bedeutet 
geringere Richtsätze für Erwachsene und Kinder, Anrechnung der Wohnbeihilfe oder eine 
uneinheitliche Vollzugspraxis bei der Berechnung des Wohnaufwandes von Frauen-
Notwohnungen. Dies führt dazu, dass Menschen in sozialen Krisen um mehrere hundert 
Euro monatlich weniger Hilfe haben als in der Mindestsicherung. Aktuell rechnet 
Oberösterreich die Wohnbeihilfe auf die Leistungen der Sozialhilfe an, zieht sie also ab. 

Prekäres Wohnen 

In Niederösterreich wurde - entgegen aller Beteuerungen - die Bestimmung im 
Sozialhilfegesetz nicht umgesetzt, welche eine um bis zu 30% erhöhte 
Wohnkostenpauschale ermöglicht. Vom 40%igen Wohnanteil wird weiters die Leistung aus 
der Wohnbauförderung abgezogen, was insgesamt dazu führt, dass die hilfebedürftige 
Person weniger fürs Leben und weniger fürs Wohnen erhält. Außerdem haben die neuen 
gestaffelten Kinderrichtsätze zur Folge, dass Eltern mit mehr als einem Kind unter 
Kürzungen leiden. 

Uneinheitlich und zerstückelt 

Es wird zu massiven Verschlechterungen in der Armutsbekämpfung kommen. Und: es wird 
eine so uneinheitliche und zerstückelte Sozialhilfe geben wie noch nie, also das genaue 
Gegenteil von „bundeseinheitlich“. 

Verwaltungsaufwand steigt, dafür werden Leistungen gekürzt 

Die Sozialhilfe ist umständlich kompliziert. Die Folge: Der Verwaltungsaufwand steigt, dafür 
werden Leistungen gekürzt. Nach Schätzung der zuständigen Fachabteilung des Landes 
Kärnten werden die Leistungen für Sozialhilfeempfänger um rund 360.000 Euro sinken. Im 
Gegenzug wird es in den Sozialämtern durch den erhöhten Verwaltungsaufwand zu 
Personalmehrkosten in Höhe von rund 1,06 Millionen Euro kommen. Wir zahlen demnach für 
den Untergang anderer. Die Allgemeinheit soll mehr bezahlen müssen, damit Hilfe suchende 
Personen weniger erhalten. 

 



Frauen –Notwohnungen gekürzt 

In Niederösterreich bietet die Frauenberatung Notwohnungen an, wo jeweils drei Frauen 
wohnen. In der jetzt eingeführten Sozialhilfe werden diese unsachgemäß als WG bzw. 
Haushaltsgemeinschaft bewertet. Das bedeutet, dass die ersten zwei Personen 70% des 
Richtsatzes bekommen, die dritte Person nur mehr 45%. Die dritte Frau bekommt also nur 
die Hälfte der Existenzsicherung, eine massive Kürzung, die – wie mir eine Betroffene 
verzweifelt erzählte– „zum Sterben zu viel ist, zum Leben zu wenig“. 

Kletterseil und Schutzschirm 

Der Normsturz dient dazu, die die Festigkeit eines Kletterseils zu messen. Fünf Abstürze 
muss es mindestens aushalten, sonst taugt das Seil nicht zum Schutz. Die sozialen 
Probleme werden größer. Und die schlechte Sozialhilfe kann sie nicht lösen. Sie würde den 
Normsturz nicht bestehen. Instrumente der Mindestsicherung sind für Krisen gemacht. Das 
ist ihre Bewährungsprobe. Wenn ein Regenschirm nicht den Regen abhält, wenn das 
Kletterseil nicht den Sturz abfängt, wenn der Bretterboden nicht stabil vor dem dunklen Keller 
schützt - wenn also Sozialhilfe gerade in der Krise nichts taugt, dann hat sie ihre Aufgabe 
verfehlt 

 


